
H M T S B L H T T

D E S  K R E I S E S  S A N D O M l E R Z .
1 i

Abonnementspreis vierteljähriy 3 K ionen N i« ,  2 1 .  Sandomierz, den 1. Dezemoer 1916.

INH.1LT: ’
1. ** Proklamation an du; Bewohner  des Generalgouvernements Lublin und Warschau.—- 2. Bestiin- 

lnungeu Uber den fi< ... illig, u Emtßitt iu das polnische (leer.—  3. Best immung der Gebiete der Städte: 
Busk, Chmielmk, Dabrowa, J|clrz#j6;w, Ost.rowieo, Sandomierz,  Staszüw, Szczebrzeszyn,  Wierzbmk,  Wtosz-  
czowa und Zamosö .—  4. Feuerpol izei .— ö. Sammlung vmi Obstki m e n .—  t’>. Glyzerinhochstpreise.
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P r o k l a m a t i o n

an die Bewohner des Generalgouvernements Lublin 

und Warschau

Die Beherrscher der verbündeten iMächte Öster
reich-Ungarn und Deutschland haben Buch ilire.fi 
Entschluss kundgetan,  aus den von der russisclieii 

Zwinglierrschatt befreiten polnischen Landen ein neues 

Selbständiges Königreich Polen aufzunchtt n, Luer 
lieissestei', mehr als em Jahrhundert Inndurcli \erfe, 

Dl ich gehegter  Wunscli  wird dadurch erfüllt.

Der Linst  u n i  die Gefahren dieser s c h w  reu 

K i ie g czeit und die FurSörgr für unsere vor ien, Feinde 
st. In-udeu Heere zwmgmi  uns, einstweilen die Verwal
tung Lueres neuen Staates noch selbst in ihr  Hand zu 

behalten. Gern aber wollen w.r^ihrn mit Luerer Hilfe 
schon jetzt  allmählich die staatlichen Hinrichtungen 

geben, die seine teste Begründung,  seinen Ausbau 

uud seine Sicherln it verbürgen snlleu.

Dabei steht allen voran em polnisches Heer.

Noch .st d at  Kampf mit Russland uicli beendet;

Der Kaiserlich deutsche GeH©j'al-Gw*v$r|i«Wn
B E S E L  ER.

es ist Huer Wunsch daran terlzuuelimeu. So tretet 
denn f r  .wil l ig an unsere, Seite, um unseren Sieg 

über Eueren Unterdrücker vollenden zu helfen.

4apfer und mit hoher Ausze ichnung liabeu 
Euere Brüder von der polnischen Legion neben uns 

gelochten;  tut es ihnen gleich in den neuen Truppeu- 

korpern, die dereinst, mit jener vereinigt,, das p o 1- 

n i s c h e  H e e r  bilden sollen. Es wird Euerem neuen 

Staat einen festm Hall geben und ihm Sicherheit, 
nach aussen und innen gewährt n

Unter den von Huch über alles geliebten Far
ben und Fahnen Euerer Heimat sollt ihr Huer Vater
land schirmen. Wir kennen Eeieren Mut und Euere 
glühende V atiferlandsliehe und rufen Euch aut zum 
Kampfe an unserer Seite.

Sammelt  Liiert? wehrhaften ARmier nach dem 
Beiüp'rele der tapferen polnischen Legion und legt 

zunächst in gemeinsamer Arbeit mit dem deutschen 

und dem ihm verkundeten österreichisch-ungarischen 
Heere, den Grund zu einem polnischen, in dem die 

ruhmvmh n Überlieferungen Luerer Ivriugsgeeahichtfe 

in der Irene uud Tapterki 11, Luerer Krieger wieder 
lebendig werden.

Der  Kaiserlich und Königliche 

österreichiscli-uugarische General-Gouverneur- 

K H K ,



2.

B e s t i m m u n g e n  
ulier den freiwiiliyen Eintritt in (las polnische Heer. 

1 Meliietermin und Meldeort.

Vom 22. November ab liegen bei allen V  ojtS- 
des Generalgouvernements Lublm Listen für diejeni
gen auf, die sieh zum fLieiwdhgtm Eintritt in das 
polnische Beel' melden wollen.

In grösseren Ortschaften uud bitädten worden je 
nach Bedürfnis besondere | Meldoräume eingerichtet.  
Lage und Zeit  ihrer Öf fnung werden durcdi die 

Kreiskommandanten durch Maueransohlag bekannt 
gegeben.

Die Meldung hat mögiiohst bei dem Wojt, 

(Meideraum) au ertolgen, der liir den Wo hnort  des 

Freiwill igen zuständig ist.

2 Erforderliches Lehensalter.

Es dulden sieh in die Meldelisfe eintragen las

sen:

Alle Faleü ohne Unterschied der Sprache und 
Religion aus den von den verl Sudeten Heeren befrei
ten Gebieten,  soweit  sie in dem z. Z f  der M e l d u n g  

laufenden Kalenderjahr wenigstens das IS. und höch

stens 45. Lebensjahr vollenden.

Lassen Bi ldung und Lebensstel lung einen Ir e i -  
willigt-.n zur späteren Verwen dung ds Offizier m B e

tracht kommen.  SO , kann dien \ I tersgreuze bis zum 

vollendeten 5D. Lebensjahr erweitert werden

3. Aussch lie ssung  vom Eintritt.

Ausgeschlossen vom Dienst im poluisohen lleer 

sind diejenigen, die Fredieits-. .oder Ehrenstraleü w e 

gen solcher \ ergehen oder Verbrechen ecjitten halten, 

die sie der Aufnahme unwürdig  erscheinen lassen. 

Politische Vergehen werden dazu in der Regel nicht, 

gerechnet werden.

4 Erforderliche Papiere

Zur En tragnng in rlie Meldeli&te ist, wenn 
möglich,  der Pass mit,zubringen Ausserdem s:Snd; so

weit möglich, TauD oder (-ieburtssoliein und die Schul
zeugnisse vorzulegen.

2. Letztere sind von denen, die eine S e rweudmig  
in Unteroffizier- oder Ülfizierstelleu erstreben, in ei
nem unverschlossenen Briefumschlag mit folgender 
A  u fi>c h r i ft vo i’z u I e ge u;

1 Papiere des (Vor-  und Zuname) :
2. Wo hno rt  und Strasse : ............. ... .................
3. K reis: ..........................................

P 4. Ort der Meldung und ii ö
Beze ichnung des Meid ‘ ■•aumes: |

ö, Nr. der t reiv i ldgenbste :

Die Rubriken 4 uud ü wurden erst bei der Mel-
mat. ’ ~t j- t M I h

d u u g  selbst auegelüllt.  A is  Anla ge  ist .ein gleichlau
tender Zottel  beizulugen, aut dessen Rücksei te  sich

das Verzeichnis der eingereiohteu Rapiere beliudet.
ü A

Vorgedruckte Brie fumschläge und Eiulag zettel 
sind unentgidtlich bei jedem Soltys, Sowie jeder  mili

tärischen und zivilen Ortsbehörde zu erhalten.

Die Behörden S in d  angewbrefeu, Auskunft  zu er
teilen und m jeder Bez iehung behilflich zu sein.

Die P a p ie A  können,  falls sie bis ziu Meldung 
nicht beigebracht werden konnten, ui gleicher Welse 

beim W ojt oder Meideraum, bei dem die ju ut rag mi g  

erfolgt ist, nachträglich eingereicht werden.

5. Wahl der Triippenyattunu.

Es werden zunächst  fo lgende Truppengattungen 
aulgesteilt:

1 u lauter ie mit 1 Maschinen ge weiiffurmu turnen,
lvavallunb, Sai. itätskompaguien, Kolonnen uud Trains,

Jedem F>eiwill igen ist es gestattet,  sich für % -  

nc der g inanntei i  Truppengattungen m die „Melde-  
l iste“ e. 1n (tragen zu la.sseu. — Die E m iv  ii ligen der 

Kavallerie,  tianilätskoinpugi. ien, Kuloiineu und Trams 
haben bei ihrer Einstel lung mögl ichst ein eigenes 

Pferd mitzubnngen,  das vor der Einstellung abge- 
scliutzt uud vergütet wird.

Über die endgültige Zutei lung zu einer Trup pen

gattung  verfugt das Ouneral-Gouvernemeht Warschau 
nach Massgabe der Ärztl ichen Untersuchung uud des 
Bedarfs

6. Pflichten nacn erfolyter Meldung

Bei der Meldung erhalten die Freiwillio-eu einen i S |
„Meldeschein“ mit der Nr., unter der sie in die 

„ Mel deliste“ eingetragen sind Dieser Sollen, ‘ wird 

hinter der letzten Seite ' des' ’ lJa SSt; ä ' e ing-klebt  oder 

ist ansonsten sicher aufzube wahren.



3.

\7um T age  ihrer M44d-UÄg ab habeu die Frei
willigen mit ihrer Einberufung zur ärztlichen Unter 

suchung und —- falls sie hierbei fiir tauglich befun
den werden —  mit ihrer sofortigen : .Einstellung zu 
rechnen

Bis zu diesem Tormm  halven sie jede \ eründe- 
rung von W o h n u n g  u,tid W o h n o / t  späta'StanS nach 5 

Tagen bei dem Wöjt. oder Ms-Ideraum, hei dem sie 
den Meldeschein empfangen habet); ' ' mundlieh oder 

schriftlich unter gfnaueir Vngabe der neuen Adresse 
anzumelden. Eine gleiodie Anm eld ung  hat bei dem 
für den neuen Wo hno rt  zuständigen Wojt ,  Orts-Poli

zeibehörde zu erfolgen.

7. Ärztliche Untersuchung.

T a g  und Ort der ärztlichen Untersuchung wer

den besonders bekannt gegeben
Die Vorführung der Fre iwdl igen erfolgt 

möglichst geschlossen nach .Ortschaften und V  ojtbe- 
zirken durch die W o j t s  oder Orts-Polizeibehörden, 

denen näher e .W eisu ng en  zugeben werden.
Für  freie Beförderung,  wo Solche erforderlich, 

für Unterkunft  und Verpf legung am Orte der Unter

suchung wird gesorgt.  Ausserdem erhält jeder h rei- 
W'ill.ge für den T a g  '2 K  als Ersatz für Lohnau.sfall.

8. Einstellung der Tauglichen.

W e r  bei der Untersuchung für tauglich befun

den wird, erhält einen Annahmeschrin uud einen 

V ermerk in den Pass oder in ein sonstiges Identitäts

dokument.
Die Einstel lung in »jeipen Truppentei l  erfolgt 

entweder  sofort im Anschluss an die I ntersuchung, 
oder es trist eine vorläufige Beurlaubung des Jb’ rM*. 

will igen ein.
Im letzteren Falle wird ihm die Einberufung zur 

Truppe  durch Gestellungsbefehl bekannt gegeben 

werden. Pass, Annahmesö.hein und Gestellungsbefehl 

sind daun zur Truppe initzubriugeu uud gelten als 

Ausweis.

9. Pflichten nach Aushändigung des Annaiimescneines.

W e r  den Aunalnnescheiu angenommen hat, ist 
ln das polnische Herr eingestellt.  —  Er stellt von die

sem Augenbl i cke  au bis zum Friedensschluss zur 

Verfügung der Mil itärbehörden uuu kann nur im W eg e  

des Eutlassungsverfalireus von diesen freig. geben 

Werden. Entzieht sich ein I  reiwill ger mit Anuahme- 

sclieiu der Gestel luug bei der Truppe, so macht

er sich der Fahnenflucht schuldig. Deshalb ist bis 
zur Einberufung  durch den Gestel lungsbefehl  bei 

Veränderung der W o h nu n g  _ uud des Wohnortes  1.1 

gleicher Weise wie nach erfolgter Eintragung in die 
MeldelGto zu verfahren (vergl .  Filier 6).

10. Kostenvergütungen.

Jeder  Freiwill ige, der einen Annahmescheiu  
erhalt, hat bei seiner Einstel lung Anspruch auf A us
zahlung  von 40 Kronen,  die zur Bestreitung kleinerer, 
aussergewohnlicher Ausgaben und Anschaf fungen in 

den ersten Ta gen dienen sollen.

Wird  er im Anschluss an die ärztliche Unter 
suchung vorläufig nach seinem W o h no r t  beurlaubt, 

so erhält er 20 Kronen sofort und den .Restbetrag 

am Tage  seiner Einstellung bei der 'Truppe.

11. Zurückstellung der dauernd oder vorübergehend 

Untauglichen.

Dauernd oder vorübergehend Untaugli che erhal
ten einen entsprechenden V ermerk m  ihren Pass 

oder in ein sonstiges Identitätsdokument.  Die 
vorübergehend Untaugli chen sind nach A b l a u f  der 
angegebenen Frist zu erneuter Meldung berechtigt.

12. Nationale und rechtliche Stellung der Frei willigen.

Um der polnischen Armee  die völkerrechtl iche 

Ann erkemiung als Truppen eines kriegführenden Staa
tes zu sichern, m i s s  sie vorläufig in B ezu g  auf deu 

Oberbefehl und alle rechtlichen Verhältnisse dem 

deutschen Herre angegliedert werden.

Hinsichtlich Gehalt,  Löhnung,  Verpf legung und 

Bekleidung,  Invalidisierung, Famd'ieu- und Hinterblie

benen türsorge wird der . freiwill ige des polnischen 

Heeres die gleichen Rechte uud Vorteile wie der 

Soldat  dtr  deutschen Armee gemessen.

13. Uniform, Feldzeichen.

Das polnische Heer erhält Uni formen mit po l 
nischen, nationalen Abze ichen.

In Fahueti und Standarten des Polnischen 
Heeres sollen die altpolmscheu Feldzeichen mit dem 

weisseu Adler im roten Felde wieder erstehen.

14. Liie gesetzliche Regelung der Wclirverhaltnisse.

bleibt Vorbehalten.

Der  k. u k. General-Gouverneur. :

K U K.



Verordnung des k. u. k. Nliütärgeneralgouvernements 

vom 21. Oktoher 1916. 

Bestimmung der Geoiete der Städte: Busk, Cnmielnik, 

D^urowa, J^drzejow, Ostrowiec, Sandomierz, Staszow, 

Szczebrzeszyn, Wierzbnik, W foszczowa und Zamosc.

A u f  Grund des § 2 der Verordnung des Armee-  

Oberkommaudanten vom 18. Augu st  191b Vdg. .Bl. 
Nr. 65 wird verordnet,  wie folge:

§  i-

Die Gebiete der Städte: Busk,  Ch.tnielnik, Da-  
browa, Jtjdrzejöw, Östro-wieo, Sandomierz,  Staszöw, 

Szczebrzeszyn, Wierzbnik,  W fo sz cz ow a und Zatnoäc 

werden mit Gi lt igkeit  vom 1 I. 1916 in fo lgender  

Weise erweitert bzw. bezeichnet:

1) Das Gebiet  der Stadt Busk  erstreckt sieb 
auf das Gebiet  der Ortschatteu Busk und Nadole.

2)  das Gebiet  der Stadt ChmielniK wird auf  
die Ortschaften Przedkosoiele (der Landgemeinde 

Climielnik) ausgedehnt;

3) das Gebiet  der Stadt D^browa wird auf das 

ganze Gebiet  der Gemeinde  Dabrow a erstreckt:

4) das Gebiet  der Stadt J^drzbJOW wird auf  die 
im Westen  der Stadt gelegenen nach dein Jahre 1864 
aus dem Stadtgebiete ausgeschiedenen ehemaligen 

Grunde  des Zisterzieuserklosters in Jtjdrzejöw ausge

dehnt;

5) das Gebiet  der Stadt Ostrowiec (Kreis 

Opatöw) wird auf nachstehende sinllich der bisherigen 

Stadtgreuzen gelegenen Gebietsteile der Gemeinde 

Cz^stooice erweitert:

Sta wmy,  K limkie wiczö w, Pi l ipöw,  Karol inow, 

Boleslawöw,  Deukowski  Snaw, weiter auf jenen ' feil  

der Ortschaft O&trowek, der bis zum Jahre 1866 zur 

Stadt Ostrowiec gehört bat  (kouliszierte katholische 

Kirchengüter) endlich auf alle innerhalb der bis
herigen Stadtgrenze gelegenen,  derzeit, zur Gemeinde 

Cz^stooioe gehörenden Parzellen.

6) das Gebiet der Stadt Sandomierz wird aut 
die ganzen Gebiete der Ortschaften Zawiohostskie 

I ’ r z e d m i e ä c i e  (derzeit Gemeinde Dw ik ozy )  und lv ra- 

kowskie Przedmiescie vel. lvraköwka (aus der G e

meinde Samborzec)  erweitert, welche im Jahre 1903 

aus dem Stadtverbande ausgescliiedeu wurden.

3 7. das Geuiet der Stadt Staszö.v  (Kreis Sau
domierz) wird auf  die bisher der Gemeinde  R yt w i a n y
angehörenden Ortsehalten Staszöwek und Koi^za 
Wies ausgedehnt;

8) aus dem Gebiete  der Stadt Szczebrzeszyn

(Kreis Zanu ’SÖ) wird das DoLrf Szperöwka ausgescliie- 
deri; dasselbe wird der Gemeinde Radecznica  einver-'  
leibt.

9) das Ge net der Stadt Wierzbnik umfasst das
bisherige Gebiet  dieser Ortschaft;  die übrigen l'ti Ojft- 
scliafteu der bislierigeu Gemeinde Wierzbnik  werden 
ausgescliiedeu und zu einer selbstständigen Gemeinde 

„ S t y k ö w “ mit dem Sitze der Gemeindeverwaltung  iu 
S ty köw  vereinigt;

10) das Gebiet der Stadt Wfoszczowa,  mi der 

gegenwärt ig  auch Podzameze  gehört,  wird auf das 
Gebiet  des Dorfes W fo s z c z ö w k a  ausgedehnt.

11) das Gebiet  der Stadt Zamoäc wird aut die 
Ortschafteu Jenowi ce  Male und Podtopiole der G e 
meinde Zamo£c (Nowa-Osada)  erweitert.

§ 2 .

Alle  innerhalb der neuen Stadtgrenzen gelege

ner Buut-rngründe werden in die Stadtgemeindeu 
ein verleibt.

§ 3-

D i e 1 in die StadigL-lhete einbezogenen Ortschaften 
(Ortscliafsteile werdet! aus dem bisherigen Gemeinde-  

verbande ausgescliiedeu. Die bei der A bgr en zu n g der 

Stadtgebiete erübrigenden Teile der Gemeindegebiete 
verbleiben —  mit Ausnahme der Ortschaft Deuköw 
(Gemeinde ( 'z^stocice, Kreis Opatöw),  welche der 

Gemeinde B odzech öw  augegliedert wird, sowie der 
neugeschaffenen Gemeinde S ty k ö w  (§ 1, Pkt. KJ) — 

weiter im bisherigen Gerne.ndeverbande.

§ 4-

Die Stadugemeinde übernimmt mit dem Tage  

der Lmgeupeindung du Pachte uud Pnicliten sowie 
das Vermögen und die Schulden der emgemeimieteii  
Urtschafteu bzw. Ortsehaftsteile; die erforderl icheu 

Auseinandersetzungen haben die Kreiskommaudeu 

vorzunelimen.

Privatreclitl iebe Verpfl ichtungen und Ansprüche 

der Stadtgemeinde b z w  der eiugemeindeten Ortscnaf- 

teu (Ürtscliaf1 steile) sowie bestehende Konzessionen



und  erworbene  Rechte Dritter werden jedoch  durch 

die Eingemeindung nicht berührt.

§ 5 .

Die emgemeindeteu  Ortschaften (Ortschaftstelle) 

u nt e r la g e n  vo m  T age  de f  Eingemeindung ab den ftii 

die betreffende Stadt geltenden V urschrnten.

Steuern und andere A b ga b e n  sind aus den eln- 
gemeiudeten Ortschaften (OrtSotiäftsteilen) bis Ende 

des Jahres 1916 in gleicher Höhe und au dieselben 

Kassen wie bisher zu entrichten.

§ 6 .

Die bisherige Verwaltung  uud Vertretung der 

eiugenifcindeteu. Ortschaften bleibt bis z u r  iSeuor 
dnung der Verwaltung  durch die betreffende btadt  
(Gemeinde) bestehen. Diese Neuordnung hat spätestens 

bis U m  1 Dezember  11)IG zu erfolgen

§ 7.

Die zuständigen Kreiskommanden haben noch 

vor  Inkrafttreten dieser Verordnung die Grenzen 
des erweiterten btadt (Gemeinde) Gebietes unter 
Zuz iehung der Interessierten Gemeinde (Ortschafts; 
und Stadtvertreter sow ie der daran besonders interes

sierten Besitzer voii Wntsohaf ts  —  und l im ustriebe- 

triebeu an Ort und Stelle entsprechend den Best im

mungen des § 1 festzusetzeu und zu bezeichnen.

ihnen obl iegt  auch weiterhin die Sorge für die 

Erhaltung  dieser Grenzen und die Entscheidung aller 

diesralls entstehenden Streitigkeiten,

§ Ö.

Die anlässlich der Erweiterung der S t a d g e b i e t e  

und Ausscheidung von einzelnen .Ojr.tscliafteu (Ort- 

schaftsteileu) aus i h r e m  bisheriger.) G e m e m d e v e r b a n d e  

erforderlichen Masnahmen:  Ütertraguug bzw Be
richtigung der Bevolkerungsbücl ier und der Von den 
Bürgermeistern und Gemeindevorstehern geführten 

Standesregister wegen des Meldeweseiis u. s. w. ha
ben die zuständigen Kreiskommandos zu treffen.

4. 

F e u e r p o l i z e i .

Die Bestimmungen der rassischen Gesetzgebung 

betreffend das Feuerpol izei  wesen werden auszugsweise

zur Kenntnisnahme und strengster Darnachaohtung 
gebracht.

I.

Verordnung des Statthalters des Königre iches 
Polen vom 15. Juni 1819 „Uber die Pflicht der Stadt 
verwaltung,  Schornsteinfeger und emige Lösohappa-  

rate zu besitzen“ .

(Gesetzblatt des Königreiches Polen Bd 6 — 385,

ff'-)-

Schornsteinfeger.

§ l. Jede Stadt muss erneu Schornsteinfeger 

mieten, welcher verpiliehtet ist mindestens jedes Vier 
teljahr einmal die bchornsteine auszukehren und rev i 

dieren.

§ 2  Der Schornsteinfeger, der für das Unglück,  

das aus seiner Unvorsichtigkeit, entsteht, verantwort 
lich ist, muss nach jeder  Rein igung uud Revision der 

Schornsteine dem Bürgermeister mündlich R app ort  

erstatten. Diesen Rapport  muss der Bürgermeister zu 
Protokoll  nehmen uud das erforderliche veranlassen.

Löschrequi&iten in den Städten.

§ 3. Al le  Städte müssen mit fo lgenden Lösch-  

requisnen verseilen sein:

a) jedes Haus muss eine Leiter auf das Daoli 

haben, die mit Z iegeln gedeckten Häuser aber müssen 

eine andere Mögliohkeit  haben, dass man zum obereu 

K a m m  gelangeu kann;

b) jedes Haus muss einen hölzernen Eimer zum 

Wassertragen, der auf Kosten des Hausbesitzers au- 

geäohatft uud erhalten wird, besitzen;

c) j e  iü Häuser müsseu auf Kosten  ihrer Be

sitzer versehen sein mit zwei  Hakeustangen, 1 E ubel,

4. Uandspritzen, 1 Tonne  die zum Herumfahreu des 

Wassers bestimmt ist, 1 Leiter die mau hemmt ragen 

kann;

d) jede  Stadt muss aut je '200 Häuser eine 
entsprechend grosse Spritze und i  Wasserbehälter 

besitzen.

Graben und MrJia/twny von Bru-mien.

§ 6* Das Graben und Erhalten von Brunnen 

duren Zahl der Bez.rksvorsteher nach der Zahl  der 

\VToliuliäuser bestimmt, muss auf Kosten der Haus

besitzer erfolgen, ausgenommen die öffentlichen



Nr. 21.

Brunnen, wo solche auf städtische Kosten bisher er
halten wurden. Die Herstellung eines Magazins muss 
aus den in § 4 genannten Mitteln erfolgen.

. E rhaltung ron Spritzen.

§ 7. Damit die Spritzen in gebruuehslähig:  u 

Zustand erhalten werden, müssen die Schornsteinfeger 
bei der Mietuug verpflichtet werden, nach jeder R e 

vision der Schornsteine die Spritzen zu besichtigen. 
Die. Bürgermeister sind für die gute Erhal tung  der 
Spritzen verantwoit l ieh.

II.

Verordnung des Verwaitungsrates des K ön i g 

reichs Polen vom 1. September 1836 „Üb er  die Pflicht 

der Dor fverwaltuugen,  in den Dörfern einige Lösch
apparate zu besitzen“ .

(Gesetzblatt des Königreiches Polen, Bd. ‘2U—  l ‘2ö 11). 

Jn'iscfrreqhisitcn in den D<>r/i’n i

§ 1. In allen Dörfern,  in denen die Gebäude  
g . g e u  P 'euer versichert sind, müssen Hakeustangen 

—je  i  Stange auf 3 Wohnhäuser angoschafft  und b e 
ständig  instandgohalten werden.

§ ‘2. Die Anschaf fung der Ilakenstangeii  tragen 
dm Besitzer der Gebäude.  Diese Kosten sov le auch
Erhahungskosten  werden auf die einzelnen ' Besitzer

1 r durch den Vorsteher verteilt,  ' wonach diese Vertei
lung durch den Bezirks Vorsteher bestätigt wir fl.

§ 3. Die Form der Ilakenstangeii  und die 

Lange  der Stangen ohne, linken, die 7— 1‘2 Ellen 

betragen kann, soll den lokalen Erfordernissen ange

passt sein.

§ 4. Die Hakeustangen müssen beständig in 

gebrauchsfähigem Zustande  an entsprechenden Orten 

erhalten werden

III

Al lgemeine  Gubernia lorgamsauon.  Gesetzsamm

lung Band 2 Ausgabe  v. J.  1832 und Forsetzuug  

v. J. 1312.

Feuerwehren und 1! ran d meist er

§ 323. Die Gouverneure haben darüber zu w a 

chen, dass in den Städten, in weluhen Gemeinde-  

feuerweh re ii gegründet sind, die betreffenden Gemein

den bei diesen Ftuerwehren erfahrene und vo l lkom

men zuverlassliehe Brandmeister basitzen.

§ 653. Zum  Wirkungskreise der Polizeivei'wal- 
tung in den Suädteu gehören die Feuerwehren,  die 
den Brandmeistern untergeordnet sind. Der Bestand 
der Feuerwehren wird durch die Etats bestimmt.

§ 610. Die Brandmeister werden gemäss der 
allgemeinen Ordnung ernannt, . d ^ e t z t  und abgesetzt 
(Gesetz über die Staatsbeamten).

li eilam gskreis der Fudzei.

g 681. Zum  Wirkungskreis  der Polizei gehören.

17) Mitwirkung bei Verhütung und Löschung 
von Bränden m Wäldern  und Feldern.

21) Vorsiohtsmassregeln gegen Bräude in Städ
ten im d Dörfern.

‘22) Verhinderung des Baues von Gebäuden und 

der Vornahme von  Arbeiten gegen die besonderer 
Vorscliritte.n über aie Baute'n, Magazine,  Grabungen 
und Anpflanzungen nahe der Eisenbahnlinien

23j Aufsi cht darüber, dass iu deu Städten und 

Dörfern,  die Gebäude gemäss der Gel teuden Vor
schriften errichtet werden.

§ 7UU. Die Feuerwehr untersteht den r Braud- 
meisteru.

§ 732. Wenn mündliche oder schriftliche Drohun
gen oder andere Umstände,  die eine Gefahr rür .rgen.l 
ein Dorf ,  Haus ode,v irgend eine Person darstellen 

können, zur Keuutuis der BezUkspolizeiverwaltuug ge 

laugt sind, so muss die betreffende Polizeibehörde, 

die davon erfahren hat, die erforderlichen Vorsichts

maßr ege ln  ergreireu zur Verhütung eines Schadens

u. zur Entdeckung der Schuldigen.

§ 736 Die Bezirkspolizeibehörde (jetzt k. u k 
Gendarmeriepostenkonnnaudos)  achtet darauf, dass im 

Falle eiues Biaudes m Ortschaften, die keine selbst
ständige Pol ize iverwaltung  haben, ferner in den 

Dörfern die entsprechenden Massnahmen eingeleitet 

werden:

1) das überall, wo  es mögl ich ist, Feuerspri 

tzen en.geführt werden:

2) das alle Hausbesitzer verpfl ichtet sind, ge 

mäss dem zu dem Zw ec ke  angelegten Verzeichnis 

mit einem Eimen einer Ilakeijstauge, einem Beil bei 

dem Biaude zu erseht tuen oder Leute zu seudeu



Sie achtet ferner da reut, ' .ass die vorn . Feuer geret
teten üesitJ5gegeQ*t(Uvlf; vor Dicbstahl und BeS&hüdl» 

gung geschützt werden.

§ 789.

3) dass 1.1 jfdeni Do r f j p i n  V.<y'Sei Ĵ îjijs aller 
Berlbewohuer  angelegt und densel Ijen mitgeteilt wird, 

'Mir und womit, er zur Löschung eines Brande? zu 

erscheinen hat.

§ Sil»’  Die untere'ft Mczirkspolizeibeatüteu ijetzt 

städtische Polizei, Gemein leco.tinten) müsSi n jedem 
11auswli'fcj%insoliärl'en, darss w  in seinem l lu ise  die 
Dien und Schornsteine immer m Ordnung hall., dass 

er nie im balle eurer Beschädigung lnstandsetzt,  so
wie reinigen lässt, dass im Gebrauch von Feuer so
wohl m den Bauernhäusern, als auch beim Verlasseu 

derselben die ädssörste Vorsicht angewaud werde, 

dass man die1' iLantfasern, den Staubhanf  und len

Flachs niclib iu bewolmbeu Bauerhäusern, sondern in
*

Biegen trocknet. Sie müssen daran!'  achten, dass
Hirten und Reisenden unter keinen l nlständen bei 

W äldern, .aul  Feldern und Winsen niclit (lällÄr als l2 
Kiattör vom Walde,  dem gesäten Getreide und den 

Heuschobern Feuer au hg eu ,  sowie dass 1 ,sic überall 
Leim \ erlassen des Rastplatzes das betic r löschen 

Wenn irgi ndwo ein Brand ausbnüht, müssen diö- 

Bolizeibeamten die Bewohner  der miclistgelegenön 

Dörfer \rersammelu und alle Massnaineti zum Lösolieu 

des Feuers öiiileiten. Lu den Dörfern wachen sie da- 

rüuer, dass m jedem Hoi am Tore der Lösoiiapparat 

bezeichnet ist, mit welchem flei' Oetretfejiide Hauswirt 

Im Falle eines Brandes Sich aut die Brandstätte zu 

begeben nat.. Öie sorgen <;larür, dass im den Rosadi n, 

Städtchen und 1 »örtern möglichst Feuerspritzen, Sowie 

andere Löschapparate,-angessohalrt und m Bereitschaft 
gehalten v\ < rden.

IV.

•Lias Gesetz über die \ orbeuguug von \ erbrechen (Ge
setz. ssammlung Band X l \  Ausgabe  vo m  Jahre 1Ö9Q}.

Pflichten der Jluuabesitser bei Bränden.

§ Den Hausbesitzern oder Hausverwaltern

wird es- zur unbedingt)-n i ’ ilicht gi macht, sobald ein 

Brand auobricht, davon der nächsten Polizei  wache 

Mitteilung zu machen; bis zum Luitreffeu der Feuer

wehr müssen alle irgend möglichen Massnahmen zur 

Böschung des Brandes ergrnien werden.

Aiileijen ron Teuer au Weacn, Wählern de.

g'. ßp l  Ls ist verboten F.eufsr aui gross.en W e 
gen oder an anderen Stellen in eineg .Kut fsyinung 
von weniger als 2 Klaftern von Wäldern oder Ge,- 

büscheti, von gesäten oder aiugeerateteü Getreide 
oder Heu, von Wiesen oder Gemüsegärten,  von 

Brücken oder iigeud welchen Gebäuden anzulegen. 
Beim \ -Hassen der F *uerstcl!e muss man das Feuer 
uulnrdingt aus löschen.

Diese der Bevölkerung,  der k u. K. Gendarmerie
der Polizeibehörden und den Gemeindeämtern obliö-

1 ■ 1geiuleii Jrfliotiten werden hiernit zur Kenntnisnalim« 
respektive iu Ln uuerung  gebracht

5.

K u n d  m a c h u n y 

betreffend die Sainmlimy von übstkernern.

A u f  Grund der Verordnung des Militärgvneral- 
gcüveriieii.eiits R. S. 82bÖÜ vom 19. Oktober wird 
verfügt:

Die Wichtigkeit  der Ülgewi imung aus Gbstker- 

u*fu macht die Sammlung,  A u i b e v rahrung und Abluhr  

von Oostkerm-ru eriorderlich.

L)aS lvreiskommandö ordnet daher an, dass nacli- 

beuanute Obstkerne zu nachstehenden Sammelvur-  

Schriften gesammelt uud magaziniert werden

Üjinmelvoi Schriften.

i, Ls sollen nur ' KtfrüCTa von Kirschen, auch 

Sauerkirschen, Rllaümen, Zwetschken Mirabellen, 

Rcineclau len und Aprikosen gesammelt  werden.

A.) Die Kerne sollen von reifem Obst s tam men. 

Die K ;rnp von unreitem Ocst  enthalten sehr wenig 
und schlechtes Ol.

d.j Die abgei icfertöii Kerne sollen gereinigt 
und getrocknet  sein.

L.) Das Trocknen der Kerne geschieht am bes

ten an der Sonne anderenlalls bei gellender Wärme" 

aui dein Uten. Ls ist bei dem letztgenannten Verfah

ren Vorsicht geboten, dass die Kerne nicht lösten, 

da sie danu iur die Ülgewi imung nicht mehr zu 
braucheu siud



5.) Es ist besonders darauf  *u achten,,. dass dio 

einzelnen Kerngattungen nicht v. rm,seht werden und 

bereits getrennt zur Abl ie ferung an die öatnnn Istelle 
gelangen.

(.>.) A u d i  Kerne von gekochtem und gedörrtem 

Obst können verwendet werden.

7.) Anl iängende Reste von Eruclitlleiscli an den 

mangelhaft  g. reinigten kernen könm n schon in g 

längerer Menge den Wert  einer sonst guten Ware 

herabsetzen.

8.) Verschimmelte kerne  sind vö ll ig wertlos.

9.) Aufbewahrung:

Die Kerne müssen trocken und luftig aufbe- 

wahrt werden A n  feuchten dampfen .Orten tritt 
leicht Scl . i inmelbildung und Verderben der Kerne 
ein. Reglerniissigi s Durchschaufeln der angesammelti  n 

Kerumengt n, zunächst täglich, später in regelmässigen 

Zeitabschnitten ist geboten

6.

Glyzeriiihuclistpreisb.

A u f  K  W. Erlass Ab t .  7 P Nr. 11922] lb, M. (I. ß .  
R. S. Nr. 8 3 7 7 l j l 6  vom ‘27. Oktober, l t l lb und im 
Nachhange zur M Cf. <f. Nr. 32348 vom 3. Juli  191b

wird verlautbart:

Höchstpreise für Glyzerin mild mit Mitiisteriai- 
vTero,rdnung vom 2H. Dezember Hilf) R .  (f .  Hl. Nr. 

38d und mit der kgl. ung Ministerialverordnung Nr. 1U2 
von J91b fest,gesetzt worden und betragen für 
Destillat- und Raffmadeglyzerin vom  ̂ speziiisclieu 

ß e  wicht 1.2b be Ib. C.

a) chemisch rein, doppelt  destilliert, den öster- 
irioliisclien ArzeneiVorschriften entsprechend K ‘275. —

b) einfach destilliert . . . .
o) Ia raffiniert, wasserhelh kalk- 

und säurefrei . . . - .

dj I la)  rai’liinert, gelblich, kalü- 
und s ä u r e f r e i ...................................

‘272.

26C).

2b2.

Die unter a bis d. genannten Preise ennässigj  n 

sich bei einem spi-ziliscbeu G e w a c h t e  des Destdlat-  

und Ratfinadeglyzerms

von 1 2b fiir 10(1 kg um 

1 23

1.21 

1.19 

1.17 
1 lb 
l .<5 

1.14 

1.12

101

if).

45

50

57

b l .
bf,

73

per K- ft-
A D O L F  S C H A U E R . »  t>.

O b e r s t .


